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Drucksache VI/3806 


Sachgebiet 82 


Zusammenstellung 

der Beschlüsse des Bundestages in zweiter Beratung zum 
Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung und über die Fünfzehnte Anpassung der 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung sowie über die 
Anpassung der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung (Rentenreformgesetz — RRG) 

— Drucksachen VI/2153, VI/2584, VI/2916, VI/3325, VI/2585, 
VI/3214, VI/3448, VI/3767 — 

Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (10. Ausschuß) 

— Drucksache VI/3767 — 

bis auf die folgenden Änderungen: 


1. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 2 wie folgt ge- 
ändert: 

a) Buchstabe b wird gestrichen. 

b) Nach Buchstabe b werden folgende Buch- 
staben c bis f eingefügt: 

,c) In Absatz 1 Satz 1 wird folgende Num- 
mer 9 eingefügt: 

„9. alle Personen, die nicht nach den 
Nummern 1 bis 7 versidierungspflich- 
tig sind und nicht nur vorüber- 
gehend im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes eine selbständige Er- 
werbstätigkeit ausüben, wenn sie in- 
nerhalb von zwei Jahren nach Auf- 
nahme der selbständigen Erwerbs- 
tätigkeit oder dem Ende der Ver- 
sicherungspflicht die Versicherung 
beantragen und ihren letzten wirk- 
samen Beitrag zur Rentenversiche- 
rung der Arbeiter geleistet haben,". 


d) In Satz 1 wird im zweiten Halbsatz das 
Wort „oder" nach den Worten „des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes " durch 
ein Komma ersetzt und nach den Worten 
„des Reichsknappschaftsgesetzes" die 
Worte „oder des Handwerkerversiche- 
rungsgesetzes" eingefügt. 

e) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„über den Antrag nach Satz 1 Nr. 8 
und 9 entscheidet der Träger der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter, in dessen 
Bezirk der Antragsteller oder die an- 
tragstellende Stelle ihren Wohnsitz oder 
Sitz hat." 

f) Nach Satz 3 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Die Versicherungspflicht nach Satz 1 
Nr. 9 beginnt mit dem Beginn des Kalen- 
dermonats, in dem der Antrag gestellt 
wird, frühestens jedoch mit dem Kalen- 
dermonat, in dem die Voraussetzungen 
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für die Versicherung erfüllt sind, sie 
endet mit Ablauf des Monats, in dem die 
Voraussetzungen für die Versicherung 
entfallen." 

2. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 4 gestrichen. 

3. Artikel 1 § 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

,5. a) In dem Unterabschnitt „II. Freiwillige 
Versicherung" wird die Überschrift 
„1. Weiterversicherung" gestrichen. 

b) § 1233 erhält folgende Fassung: 

„§ 1233 

(1) Wer weder nach diesem Gesetz 
noch nach dem Angestelltenversiche- 
rungsgesetz, dem Reidisknappschaftsge- 
setz oder dem Handwerkerversiche- 
rungsgesetz versicherungspflichtig ist und 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes hat, kann für Zeiten nach Vollendung 
des 16. Lebensjahres freiwillig Beiträge 
entrichten. Satz 1 gilt auch für Deutsche 
im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes, die ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland 
haben, 

(1 a) Absatz 1 gilt für Personen, die 
nach § 1229, 

§ 6 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes, 

§ 31 des Reichsknappschaftsgesetzes 

versicherungsfrei oder die nach §§ 1230, 
1231 

§§ 7, 8 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes, 

§ 32 des Reichsknappschaftsgesetzes 

von der Versicherungspflicht befreit sind, 
nur, wenn sie für 60 Kalendermonate 
Beiträge entrichtet haben. 

(2) Eine nach Absatz 1 zulässige Ver- 
sicherung kann während einer Berufsun- 
fähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit nur 
zur Anrechnung für einen späteren Ver- 
sicherungsfall erfolgen. 

(2 a) Nach Erreichen der Altersgrenze 
für ein Altersruhegeld ist eine freiwil- 
lige Versicherung nach den Absätzen 1 
und 1 a nur zulässig, wenn der Ver- 
sicherte ein Altersruhegeld aus der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter oder der 
Angestelltenversicherung oder ein 
Knappschaftsruhegeld aus der knapp- 
schaftlichen Versicherung nicht bezieht. 
Nach bindender Bewilligung eines Al- 
tersruhegeldes oder eines Knappschafts- 
ruhegeldes nach Satz 1 gilt Absatz 1 


auch nicht für Zeiten vor dem Beginn 
des Altersruhegeldes oder des Knapp- 
schaftsruhegeldes. 

(3) Bei erstmaliger Versicherung steht 
dem Versicherten die Wahl zwischen der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Rentenversicherung der Angestellten frei. 
Hat der Versicherte bereits Beiträge ent- 
richtet, so kann er freiwillig Beiträge 
nur zu dem Versicherungszweig entrich- 
ten, an den er zuletzt einen Beitrag ent- 
richtet hat. Sind für den Versicherten zu- 
letzt Beiträge zur knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung entrichtet, so gelten sie 
für die Anwendung des Satzes 2 als in 
dem Zweig der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung entrichtet, in dem der Ver- 
sicherte zu versichern gewesen wäre, 
wenn er nicht der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung angehört hätte." ‘ 

4. Artikel 1 § 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

,6. a) Die Überschrift vor § 1234 „2. Höherver- 
sicherung" wird gestrichen. 

b) In § 1234 werden die Worte „zur Wei- 
terversicherung" ersetzt durch die Worte 
„zur freiwilligen Versicherung".' 

5. In Artikel 1 § 1 wird nach Nummer 6 folgende 
Nummer 6 a eingefügt: 

,6 a. An § 1247 Abs. 2 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Nicht erwerbsunfähig ist, wer eine selb- 
ständige Erwerbstätigkeit ausübt." ' 

6. In Artikel 1 § 1 Nr. 7 erhält § 1248 Abs. 4 Satz 1 
folgende Fassung: 

„Neben einem Altersruhegeld nach den Absät- 
zen 2 und 3 darf der Versicherte bis zur Voll- 
endung des 65. Lebensjahres im Laufe eines 
jeden Jahres seit dem erstmaligen Renten- 
beginn eine Beschäftigung oder eine Tätigkeit 
nur noch bis zu einem Entgelt oder einem Ar- 
beitseinkommen ausüben, das ein Achtel der 
für Jahresbezüge geltenden Beitragsbemes- 
sungsgrenze (§ 1385 Abs. 2) nicht überschrei- 
tet." 


7. In Artikel 1 § 1 erhält Nummer 8 folgende Fas- 
sung: 

,8. In § 1251 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe b wird der 
Punkt nach dem Wort „hatte" gestrichen 
und das Wort „oder" eingefügt sowie da- 
nach angefügt: 

„c) eine versicherungspflichtige Tätigkeit 
nach Ablauf der in den Buchstaben a 
und b genannten Frist von drei Jahren 
aufgenommen worden ist und die Zeit 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/3806 


vom Kalendermonat des Eintritts in die 
Versicherung bis zum Kalendermonat, 
in dem der Versicherungsfall eingetre- 
ten ist, mindestens zur Hälfte, jedoch 
nicht unter 60 Monaten, mit Beiträgen 
für eine rentenversicherungspflichtige 
Beschäftigung oder Tätigkeit belegt ist; 
hierbei werden der Kalendermonat des 
Eintritts in die Versicherung und der 
Kalendermonat, in dem der Versiche- 
rungsfall eingetreten ist, nicht mitge- 
zählt, jedoch die hierfür entrichteten 
Pflichtbeiträge. Bei der Ermittlung der 
Anzahl der Kalendermonate vom Ein- 
tritt in die Versicherung bis zum Ein- 
tritt des Versicherungsfalles bleiben die 
auf die Zeit nach Eintritt in die Ver- 
sicherung entfallenden Ersatzzeiten, 
Ausfallzeiten nach § 1259 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, die gesamte Ausfallzeit nach Ar- 
tikel 2 § 14 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Zeiten 
eines Rentenbezuges unberücksichtigt, 
auch wenn die Voraussetzungen des 
§ 1259 Abs. 3 nicht erfüllt sind." ' 

8. In Artikel 1 § 1 erhält Nummer 10 Buchstabe a 
folgende Fassung: 

,a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) Hat der Versicherte die Voraus- 
setzungen für das Altersruhegeld nach 
§ 1248 Abs. 1 oder 5 erfüllt, so erhöht sich 
der Jahresbetrag seines Altersruhegeldes 
ohne Steigerungsbeträge aus Beiträgen der 
Höherversicherung und ohne Kinderzuschuß 
für jeden Kalendermonat, für den er nach 
Erfüllung der Voraussetzungen für Zeiten 
zwischen der Vollendung des 63. Lebens- 
jahres und dem Ablauf des Monats, in dem 
er das 67. Lebensjahr vollendet, das Alters- 
ruhegeld nicht in Anpsruch genommen hat, 
um 0,4 vom Hundert. Die Erhöhung wird 
bei der Berechnung des Altersruhegeldes in 
der Weise berücksichtigt, daß bei der Er- 
mittlung der anrechnungsfähigen Versiche- 
rungsjahre für jeden nach Satz 1 zuschlags- 
fähigen Kalendermonat 0,4 vom Hundert 
der von dem Versicherten an Beitrags-, Er- 
satz- und Ausfallzeiten zurückgelegten Ka- 
lendermonate als zusätzliche Kalender- 
monate angerechnet werden, wobei deren 
Gesamtzahl auf volle Kalendermonate nach 
oben aufzurunden ist. Die zusätzlichen Ka- 
lendermonate werden bei Anwendung von 
Vorschriften, nach denen eine Leistung von 
einer bestimmten Anzahl anrechnungsfähi- 
ger Versicherungsjahre abhängt, nicht be- 
rücksichtigt. Sätze 1 und 2 gelten nicht bei 
. Versicherten, die bereits ein Altersruhegeld 
oder nach Vollendung des 63. Lebensjahres 
Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Er- 
werbsunfähigkeit bezogen haben." ' 


9. Artikel 1 § l Nr. 11 erhält folgende Fassung: 

,11. In § 1255 Abs. 5 werden die Worte „zur 
Weiterversicherung" durch die Worte „zur 
freiwilligen Versicherung" ersetzt.' 

10. Artikel 1 § 1 wird wie folgt geändert: 

In Nummer 12 erhält Buchstabe b folgende 

Fassung: 

„b) Absatz 3 wird gestrichen." 

11. In Artikel 1 § 1 erhält Nummer 13 folgende 

Fassung: 

,13. § 1259 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Worte 
„wenn im Anschluß daran oder nach Be- 
endigung einer an die Lehrzeit die 
Schul-, Fachschul- oder Hochschulaus- 
bildung anschließende Ersatzzeit im 
Sinne des § 1251 innerhalb von fünf 
Jahren eine versicherungspflichtige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit aufgenom- 
men worden ist," gestrichen. 

b) An Absatz 1 werden folgende Sätze an- 
gefügt: 

„Bei Versicherten nach § 1227 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 9 liegt eine Ausfallzeit nach 
den Nummern 1 und 2 nur vor, wenn 
sie in ihrem Betrieb mit Ausnahme 
eines Lehrlings, des Ehegatten oder 
eines Verwandten ersten Grades keine 
Personen beschäftigen, die wegen die- 
ser Beschäftigung rentenversicherungs- 
pflichtig sind. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates Verwal- 
tungsvorschriften darüber, wie die Ar- 
beitsunfähigkeit nachzuweisen ist. Ar- 
beitslosigkeit im Sinne der Nummer 3 
liegt nicht vor, solange noch eine 
selbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt 
wird." ' 

12. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 14 gestrichen. 

13. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 15 gestrichen. 

14. In Artikel 1 § 1 wird nach Nummer 17 folgende 

Nummer 17 a eingefügt: 

,17 a. § 1272 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Anpassung hat der Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit und der Produktivität, den Verände- 
rungen des Volkseinkommens je Erwerbs- 
tätigen sowie der Sicherung eines stabi- 
len Rentenniveaus Rechnung zu tragen. 
Richtsatz für die Höhe des Rentenniveaus 
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ist ein Altersruhegeld, das nach 40 Ver- 
sicherungsjahren bei einer für den Ver- 
sicherten maßgebenden Rentenbemes- 
sungsgrundlage (§ 1255 Abs. 1) von 100 
vom Hundert in dem jeweiligen Kalen- 
derjahr 50 vom Hundert des für dasselbe 
Jahr nach § 1383 vorausgeschätzten durch- 
schnittlidien Bruttoj ahresarbeitsentgelts 
aller Versicherten der Rentenversicherun- 
gen der Arbeiter und Angestellten ohne 
Lehrlinge und Anlernlinge beträgt. Der 
Richtsatz für die Höhe des Rentenniveaus 
darf vom Jahr 1974 an um nicht mehr als 
fünf Prozentpunkte unterschritten werden 
(unter Schwankungsgrenze).“ ' 


15. In Artikel 1 § 1 Nr. 23 erhält Buchstabe a fol- 


gende Fassung: 

,a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Entfällt die Versicherungspflicht in allen 
Zweigen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, ohne daß das Recht zur freiwilligen 
Versicherung besteht, oder endet die Berech- 
tigung zur freiwilligen Versicherung aus 
einem anderen Grunde als dem Entstehen 
einer Versicherungspflicht in einem Zweig 
der gesetzlichen Rentenversicherung, so ist 
dem Versicherten auf Antrag die Hälfte der 
für die Zeit nach dem 20. Juni 1948 im Bun- 
desgebiet, für die Zeit nach dem 24. Juni 
1948 im Land Berlin und für die Zeit nach 
dem 19. November 1947 im Saarland ent- 
richteten Beiträge zu erstatten." ' 


16. Artikel 1 § 1 wird wie folgt geändert: 
Nummer 25 wird gestrichen. 


17. In Artikel 1 § 1 wird nach Nummer 27 folgende 
Nummer 27 a eingefügt: 

,27 a. In § 1383 Abs. 1 werden nach den Worten 
„die Ausgaben" die Worte „das Renten- 
niveau im Sinne von § 1272 Abs. 2 Satz 2" 
angefügt.' 


18. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 28 wie folgt ge- 
ändert: 

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

,a) Absatz 3 Buchstabe b erhält folgende 
Fassung: 

„b) bei versicherungspflichtigen Selb- 
ständigen (§ 1227 Abs. 1 Nr. 3, 4 
und 9) das Bruttoarbeitseinkommen 
aus der die Versicherung begrün- 
denden Tätigkeit." ' 


b) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

,c) In Absatz 4 erhalten die Buchstaben b 
und c folgende Fassung, und es wird fol- 
gender Buchstabe f eingefügt: 

„b) bei Versicherungspflicht nach § 1227 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 9 von dem 
Versicherten allein, 

c) bei Versicherungspflicht nach § 1227 
Abs. 1 Nr. 5 von dem Versicherten 
und der Genossenschaft oder Ge- 
meinschaft, welcher er angehört, je 
zur Hälfte, 

f) für den Arbeitsentgelt oder das Ar- 
beitseinkommen nach Absatz 3 a vom 
Versicherten." ' 

19. In Artikel 1 § 1 erhält Nummer 30 folgende 
Fassung: 

,30. In § 1388 Abs. 1 werden die Worte „die 
Weiterversicherung" ersetzt durch die 
Worte „die freiwillige Versicherung".' 

20. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 31 gestrichen. 

21. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 34 gestrichen. 

22. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 38 gestrichen. 

23. In Artikel 1 § 1 wird nach Nummer 39 folgende 

Nummer 39 a eingefügt: 

,39 a. Nach § 1405 wird folgender § 1405 a ein- 
qefügt: 

„§ 1405 a 

(1) Für Versicherte nach § 1227 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 9 gilt § 1405 entsprechend. Die 
Beiträge für ein Kalenderjahr sind späte- 
stens bis zum Ende des Kalenderjahres, 
für das sie gelten sollen, zu entrichten. 
Für nachgewiesene Ausfallzeiten sind 
keine Beiträge zu entrichten, auch wenn 
die Voraussetzungen des § 1259 Abs. 3 
nicht vorliegen. 

(2) Versicherte nach Absatz 1 brauchen 
Beiträge nur für jeden zweiten Monat zu 
entrichten bis zum Ablauf von drei Ka- 
lenderjahren nach Stellung des Antrags 
auf Versicherungspflicht." ' 

24. In Artikel 1 § 1 erhält Nummer 40 folgende 
Fassung: 

,40. § 1407 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden die Worte „für die 
Weiterversicherung" ersetzt durch die 
Worte „für die freiwillige Versicherung" 
sowie nach dem Wort „zugelassen" die 
Worte „oder vorgeschrieben" eingefügt.' 
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25. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 41 gestrichen. 

26. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 42 gestrichen. 

27. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 43 gestrichen. 

28. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 44 gestrichen. 

29. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 46 gestrichen. 

30. In Artikel 1 § 1 wird Nummer 48 gestrichen. 

31. Artikel 1 § 2 Nr. 2 wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

a) Buchstabe b wird gestrichen. 

b) Nach Buchstabe b werden folgende Buch- 
staben c und d eingefügt: 

,c) In Absatz 1 wird folgende Nummer 11 
eingefügt: 

„11. alle Personen, die nicht nach den 
Nummern 1 bis 9, § 1227 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 und 4 oder dem Hand- 
werkerversicherungsgesetz versiche- 
rungs pflichtig sind und nicht nur 
vorübergehend im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes eine selbständige 
Erwerbstätigkeit ausüben, wenn sie 
innerhalb von zwei Jahren nach 
Aufnahme der selbständigen Er- 
werbstätigkeit oder dem Ende der 
Versicherungspflicht die Versiche- 
rung beantragen und entweder noch 
keinen wirksamen Beitrag zu einem 
Zweig der gesetzlichen Rentenver- 
rung oder den letzten wirksamen 
Beitrag zur Angestelltenversiche- 
rung oder zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung geleistet ha- 
ben." 

d) Absatz 2 erhält von Satz 2 an folgende 
Fassung: 

„über den Antrag nach Absatz 1 Nr. 10 
und 11 entscheidet die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte, Die Ver- 
sicherungspflicht nach Absatz 1 Nr, 11 
beginnt mit dem Beginn des Kalender- 
monats, in dem der Antrag gestellt ist, 
frühestens jedoch mit dem Kalender- 
monat, in dem die Voraussetzungen für 
die Versicherung erfüllt sind, sie endet 
mit Ablauf des Monats, in dem die Vor- 
aussetzungen für die Versicherung ent- 
fallen," ‘ 


32. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 4 gestrichen. 


33. Artikel 1 § 2 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

,5. a) In dem Unterabschnitt „IL Freiwillige 
Versicherung" wird die Überschrift 
„1. Weiterversicherung" gestrichen. 

b) § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

(1) Wer weder nach diesem Gesetz 
noch nach der Reichsversicherungsord- 
nung, dem Reichsknappschaftsgesetz oder 
dem Handwerkerversicherungsgesetz ver- 
sicherungspflichtig ist und seinen Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes hat, 
kann für Zeiten nach Vollendung des 
16. Lebensjahres freiwillig Beiträge ent- 
iichten. Satz ± gilt auch für Deutsche im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes, die ihren Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Ausland 
haben. 

(1 a) Absatz 1 gilt für Personen, die 
nach § 6, 

§ 1229 der Reichsversicherungsord- 
nung, 

§ 31 des Reichsknappschaftsgesetzes 
versicherungsfrei oder die nach §§ 7, 8 

§§ 1230, 1231 der Reichsversiche- 
rungsordnung, 

§ 32 des Reichsknappschaftsgesetzes 

von der Versicherungspflicht befreit sind 
nur, wenn sie für 60 Kalendermonate 
Beiträge entrichtet haben. 

(2) Eine nach Absatz 1 zulässige Ver- 
sicherung kann während einer Berufsun- 
fähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit nur 
zur Anrechnung für einen späteren Ver- 
sicherungsfall erfolgen. 

(2 a) Nach Erreichen der Altersgrenze 
für ein Altersruhegeld ist eine freiwillige 
Versicherung nach den Absätzen 1 und 
1 a nur zulässig, wenn der Versicherte 
ein Altersruhegeld aus der Angestellten- 
versicherung oder der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter oder ein Knappschafts- 
ruhegeld aus der knappschaftlichen Ver- 
sicherung nicht bezieht. Nach bindender 
Bewilligung eines Altersruhegeldes oder 
eines Knappschaftsruhegeldes nach Satz 1 
gilt Absatz 1 auch nicht für Zeiten vor 
dem Beginn des Altersruhegeldes oder 
des Knappschaftsruhegeldes. 

(3) Bei erstmaliger Versicherung steht 
dem Versicherten die Wahl zwischen der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Rentenversicherung der Angestellten frei. 
Hat der Versicherte bereits Beiträge ent- 
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richtet, so kann er freiwillig Beiträge nur 
zu dem Versicherungszweig entrichten, 
an den er zuletzt einen Beitrag entrichtet 
hat. Sind für den Versicherten zuletzt 
Beiträge zur knappschaftlichen Renten- 
versicherung entrichtet, so gelten sie für 
die Anwendung des Satzes 2 als in dem 
Zweig der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung entrichtet, in dem der Versicherte 
zu versichern gewesen wäre, wenn er 
nicht der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung angehört hätte." ' 


34. Artikel 1 § 2 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

,6. a) Die Überschrift von § 11 „3. Höherver- 
sicherung" wird gestrichen. 

b) In § 11 werden die Worte „zur Weiter- 
versicherung" ersetzt durch die Worte 
„zur freiwilligen Versicherung".' 


35. In Artikel 1 § 2 wird nach Nummer 6 folgende 
Nummer 6 a eingefügt: 

,6 a. An § 24 Abs. 2 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Nicht erwerbsunfähig ist, wer eine selb- 
ständige Erwerbstätigkeit ausübt."' 


36. In Artikel 1 § 2 Nr. 7 erhält § 25 Abs. 4 Satz 1 
folgende Fassung; 

„Neben einem Altersruhegeld nach den Absät- 
zen 2 und 3 darf der Versicherte bis zur Voll- 
endung des 65. Lebensjahres im Laufe eines je- 
den Jahres seit dem erstmaligen Rentenbeginn 
eine Beschäftigung oder eine Tätigkeit nur noch 
bis zu einem Entgelt oder einem Arbeitsein- 
kommen ausüben, das ein Achtel der für Jah- 
resbezüge geltenden Beitragsbemessungsgrenze 
(§112 Abs. 2) nicht überschreitet." 


37. In Artikel 1 § 2 erhält Nummer 8 folgende Fas- 
sung: 

,8. In § 28 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe b wird der 
Punkt nach dem Wort „hatte" gestrichen und 
das Wort „oder" eingefügt, sowie danach 
angefügt: 

„c) eine rentenversicherungspflichtige Tä- 
tigkeit nach Ablauf der in den Buchsta- 
ben a und b genannten Frist von drei 
Jahren aufgenommen worden ist und 
die Zeit vom Kalendermonat des Ein- 
tritts in die Versicherung bis zum Ka- 
lendermonat, in dem der Versicherungs- 
fall eingetreten ist, mindestens zur 
Hälfte, jedoch nicht unter 60 Monaten, 
mit Beiträgen für eine rentenversiche- 
rungspflichtige Beschäftigung oder Tä- 


tigkeit belegt ist; hierbei werden der 
Kalendermonat des Eintritts in die Ver- 
sicherung und der Kalendermonat, in 
dem der Versicherungsfall eingetreten 
ist, nicht mitgezählt, jedoch die hierfür 
entrichteten Pflichtbeiträge. Bei der Er- 
mittlung der Anzahl der Kalendermona- 
te vom Eintritt in die Versicherung bis 
zum Eintritt des Versicherungsfalles 
bleiben die auf die Zeit nach Eintritt in 
die Versicherung entfallenden Ersatz- 
zeiten, Ausfallzeiten nach § 28 Abs. 1 
Nr. 1 bis 4 die gesamte Ausfallzeit nach 
Artikel 2 § 14 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes oder Zeiten 
eines Rentenbezuges unberücksichtigt, 
auch wenn die Voraussetzungen des 
§ 36 Abs. 3 nicht erfüllt sind.'" 


38. In Artikel 1 § 2 erhält Nummer 10 Buchstabe a 

folgende Fassung: 

,a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) Hat der Versicherte die Voraus- 
setzungen für das Altersruhegeld nach § 25 
Abs. 1 oder 5 erfüllt, so erhöht sich der Jah- 
resbetrag seines Altersruhegeldes ohne Stei- 
gerungsbeträge aus Beiträgen der Höherver- 
sicherung und ohne Kinderzuschuß für jeden 
Kalendermonat, für den er nach Erfüllung 
der Voraussetzungen für Zeiten zwischen 
der Vollendung des 63. Lebensjahres und 
dem Ablauf des Monats, in dem er das 
67. Lebensjahr vollendet, das Altersruhegeld 
nicht in Anspruch genommen hat, um 0,4 
vom Hundert. Die Erhöhung wird bei der Be- 
rechnung des Altersruhegeldes in der Weise 
berücksichtigt, daß bei der Ermittlung der 
anrechnungsfähigen Versicheningsjahre für 
jeden nach Satz 1 zuschlagsfähigen Kalen- 
dermonat 0,4 vom Hundert der von dem 
Versicherten an Beitrags-, Ersatz- und Aus- 
fallzeiten zurückgelegten Kalendermonate 
als zusätzliche Kalendermonate angerechnet 
werden, wobei deren Gesamtzahl auf volle 
Kalendermonate nach oben aufzurunden ist. 
Die zusätzlichen Kalendermonate werden bei 
Anwendung von Vorschriften, nach denen 
eine Leistung von einer bestimmten Anzahl 
anrechnungsfähiger Versicherungsjahre ab- 
hängt, nicht berücksichtigt. Sätze 1 und 2 
gelten nicht bei Versicherten, die bereits 
ein Altersruhegeld oder nach Vollendung 
des 63. Lebensjahres Rente wegen Berufs- 
unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit bezo- 
gen haben."' 


39. Artikel 1 § 2 Nr. 11 erhält folgende Fassung: 

,11. In § 32 Abs. 5 werden die Worte „zur Wei- 
terversicherung" durch die Worte „zur frei- 
willigen Versicherung" ersetzt.' 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3806 


40. Artikel 1 § 2 wird wie folgt geändert: 

In Nummer 12 erhält Buchstabe b folgende Fas- 
sung: 

„b) Absatz 3 wird gestrichen." 

41. In Artikel 1 § 2 erhält Nummer 13 folgende 
Fassung: 

,13. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Abatz 1 Nr. 4 werden die Worte 
„wenn im Anschluß daran oder nach Be- 
endigung einer an die Lehrzeit die 
Schul-, Fachschul- oder Hochschulaus- 
bildung anschließende Ersatzzeit im 
Sinne des § 28 innerhalb von fünf Jah- 
ren eine versicherungspflichtige Beschäf- 
tigung oder Tätigkeit aufgenommen 
worden ist," gestrichen, 

b) An Absatz 1 werden folgende Sätze an- 
gefügt: 

„Bei Versicherten nach § 2 Abs. 1 Nr. 11 
liegt eine Ausfallzeit nach den Num- 
mern 1 und 2 nur vor, wenn sie in ihrem 
Betrieb mit Ausnahme eines Lehrlings, 
des Ehegatten oder eines Verwandten 
ersten Grades keine Personen beschäf- 
tigen, die wegen dieser Beschäftigung 
rentenversicherungspflichtig sind. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung erläßt mit Zustimmung des 
Bundesrates Verwaltungsvorschriften 
darüber, wie die Arbeitsunfähigkeit 
nachzuweisen ist. Arbeitslosigkeit im 
Sinne der Nummer 3 liegt nicht vor, so- 
lange noch eine selbständige Erwerbs- 
tätigkeit ausgeübt wird."' 

42. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 14 gestrichen. 

43. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 15 gestrichen. 

44. In Artikel 1 § 2 wird nach Nummer 17 folgende 
Nummer 17 a eingefügt: 

,17a. § 49 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Anpassung hat der Entwicklung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und 
der Produktivität, den Veränderungen des 
Volkseinkommens je Erwerbstätigen sowie 
der Sicherung eines stabilen Rentenniveaus 
Rechnung zu tragen. Richtsatz für die Höhe 
des Rentenniveaus ist ein Altersruhegeld, 
das nach 40 Versicherungsjahren bei einer 
für den Versicherten maßgebenden Renten- 
bemessungsgrundlage (§ 32 Abs. 1) von 100 
vom Hundert in dem jeweiligen Kalender- 
jahr 50 vom Hundert des für dasselbe Jahr 
nach § HO vorausgeschätzten durchschnitt- 
lichen Bruttojahresarbeitsentgelts aller 
Versicherten der Rentenversicherungen der 


Arbeiter und der Angestellten ohne Lehr- 
linge und Anlernlinge beträgt. Der RicJit- 
satz für die Höhe des Rentenniveaus darf 
vom Jahre 1974 an um nicht mehr als fünf 
Prozentpunkte unterschritten werden (unte- 
re Schwankungsgrenze)."' 

45. In Artikel 1 § 2 Nr. 23 erhält Buchstabe a fol- 
gende Fassung: 

,a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Entfällt die Versicherungspflicht in allen 
Zweigen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, ohne daß das Recht zur freiwilligen 
Versicherung besteht, oder endet die Be- 
rechtigung zur freiwilligen Versicherung aus 
einem anderen Grunde als dem Entstehen 
einer Versicherungspflicht in einem Zweig 
der gesetzlichen Rentenversicherung, so ist 
dem Versicherten auf Antrag die Hälfte der 
für die Zeit nach dem 20. Juni 1948 im Bun- 
desgebiet, für die Zeit nach dem 24. Juni 
1948 im Land Berlin und für die Zeit nach 
dem 19. November 1947 im Saarland ent- 
richteten Beiträge zu erstatten."' 

46. Artikel 1 § 2 wird wie folgt geändert: 

Nummer 25 wird gestrichen. 

47. In Artikel 1 § 2 wird nach Nummer 27 folgende 
Nummer 27 a eingefügt: 

,27 a. In § HO Abs. 1 werden nach den Worten 
„die Ausgaben" die Worte „das Renten- 
niveau im Sinn von § 49 Abs. 2 Satz 2" 
angefügt.' 

48. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 28 wie folgt 
geändert: 

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

,a) Absatz 3 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) Bei versicherungspflichtigen Selb- 
ständigen (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 
und 11) das Bruttoarbeitseinkom- 
men aus der die Versicherung be- 
gründenden Tätigkeit."' 

b) Buchstabe c erhält folgende Fassung; 

,c) In Absatz 4 erhalten die Buchstaben b 
und c folgende Fassung, und es wird fol- 
gender Buchstabe f eingefügt: 

„b) Bei Versicherungspflicht nach § 2 
Nr. 3 bis 6 und 11 von den Versi- 
cherten allein, 

c) bei Versicherungspflicht nach § 2 
Abs. 1 Nr. 7 von dem Versicherten 
und der Genossenschaft oder Ge- 
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meinschaft, welcher er angehört je 
zur Hälfte, 

f) für den Arbeitsentgelt nach Ab- 
satz 3 a vom Versicherten.'" 

49. In Artikel 1 § 2 erhält Nummer 30 folgende 
Fassung: 

,30. In § 115 Abs. 1 werden die Worte „die 
Weiterversicherung" ersetzt durch die 
Worte „die freiwillige Versicherung".' 

50. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 31 gestrichen. 

51. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 34 gestrichen. 

52. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 38 gestrichen. 

53. In Artikel 1 § 2 wird nach Nummer 39 folgende 

Nummer 39 a eingefügt: 

,39 a. Nach § 127 wird eingefügt: 

.§ 127 a 

(1) Für Versicherte nach § 2 Abs. 1 
Nr. 11 gilt § 127 entsprechend. Die Beiträ- 
ge für ein Kalenderjahr sind spätestens 
bis zum Ende des Kalenderjahres, für das 
sie gelten sollen, zu entrichten. Für nach- 
gewiesene Ausfallzeiten sind keine Bei- 
träge zu entrichten, auch wenn die Vor- 
aussetzungen des § 36 Abs. 3 nicht vor- 
liegen. 

(2) Versicherte nach Absatz 1 brauchen 
Beiträge nur für jeden zweiten Monat zu 
entrichten bis zum Ablauf von drei Kalen- 
derjahren nach Stellung des Antrags auf 
Versicherungspflicht. " ' 

54. Im Artikel 1 § 2 erhält Nummer 40 folgende 
Fassung: 

,40. § 129 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden die Worte „für die 
Weiterversicherung" ersetzt durch die 
Worte „für die freiwillige Versicherung" 
sowie nach dem Wort „zugelassen" die 
Worte „oder vorgeschrieben" eingefügt.' 

55. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 41 gestrichen. 

56. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 42 gestrichen. 


60. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 48 gestrichen. 

61. In Artikel 1 § 3 Nr. 4 erhält § 48 Abs. 4 Satz 1 
folgende Fassung: 

„Neben einem Knappsdiaftsruhegeld nach den 
Absätzen 2 und 3 darf der Versicherte bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres im Laufe 
eines jeden Jahres seit dem erstmaligen Ren- 
tenbeginn eine Beschäftigung oder eine Tätig- 
keit nur bis zu einem Entgelt oder einem Ar- 
beitseinkommen ausüben, das ein Achtel der für 
Jahresbezüge geltenden Beitragsbemessungs- 
grenze der Reichsversicherungsordnung (§ 1385 
Abs. 2 nicht überschreitet." 

62. In Artikel 1 § 3 erhält Nummer 6 folgende Fas- 
sung: 

,6. § 50 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

In Buchstabe b wird der Punkt nach dem 
Wort „hatte" gestrichen und das Wort „oder" 
eingefügt sowie danach angefügt: 

„c) eine versicherungspflichtige Tätigkeit 
nach Ablauf der in den Buchstaben a 
und b genannten Frist von drei Jahren 
aufgenommen worden ist und die Zeit 
vom Kalendermonat des Eintritts in die 
Versicherung bis zum Kalendermonat, 
in dem der Versicherungsfall eingetre- 
ten ist, mindestens zur Hälfte mit Bei- 
trägen für eine rentenversicherungs- 
pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit 
belegt ist: hierbei werden der Kalender- 
monat des Eintritts in die Versicherung 
und der Kalendermonat, in dem der Ver- 
sicherungsfall eingetreten ist, nicht mit- 
gezählt, jedoch die hierfür entrichteten 
Pflichtbeiträge. Bei der Ermittlung der 
Anzahl der Kalendermonate vom Eintritt 
in die Versicherung bis zum Eintritt des 
Versicherungsfalles bleiben die auf die 
Zeit nach Eintritt in die Versicherung 
entfallenden Ersatzzeiten, Ausfallzeiten 
nach § 57 Satz 1 Nr. 1 bis 4, die gesamte 
Ausfallzeit nach Artikel 2 § 9 Abs. 2 
des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes und Zeiten des 
Bezugs einer Knappschaftsrente unbe- 
rücksichtigt, auch wenn die Vorausset- 
zungen des § 57 Abs. 3 nicht erfüllt 
sind." ' 

63. In Artikel 1 § 3 erhält Nummer 8 Buchstabe a 
folgende Fassung: 

,a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a 
eingefügt: 


57. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 43 gestrichen. 

58. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 44 gestrichen. 

59. In Artikel 1 § 2 wird Nummer 46 gestrichen. 


„{4 a) Hat der Versicherte die Voraus- 
setzungen für das Knappschaftsruhegeld nach 
§ 48 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 5 erfüllt, so 
erhöht sich der Jahresbetrag seines Knapp- 
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sdiaftsruhegeldes ohne Kinderzuschuß für 
jeden Kalendermonat, für den er nach Er- 
füllung der Voraussetzungen für Zeiten zwi- 
schen der Vollendung des 63, Lebensjahres 
und dem Ablauf des Monats, in dem er das 

67. Lebensjahr vollendet, das Knappschafts- 
ruhegeld nicht in Anspruch genommen hat, 
um 0,4 vom Hundert. Die Erhöhung wird bei 
der Berechnung des Knappschaftsruhegeldes 
in der Weise berücksichtigt, daß bei der Er- 
mittlung der anrechnungsfähigen Versiche- 
rungsjahre für jeden nach Satz 1 zuschlags- 
fähigen Kalendermonat 0,4 vom Hundert 
der von dem Versicherten an Beitrags-, Er- 
satz- und Ausfallzeiten zurückgelegten Ka- 
lendermonate als zusätzliche Kalender- 
monate angerechnet werden, wobei deren 
Gesamtzahl auf volle Kalendermonate nach 
oben aufzurunden ist, und beim jährlichen 
Leistungszuschiag Satz i entsprechend gilt. 
Die zusätzlichen Kalendermonate werden bei 
Anwendung von Vorschriften, nach denen 
eine Leistung von einer bestimmten Anzahl 
anrechnungsfähiger Versicherungsjahre ab- 
hängt, nicht berücksichtigt. Sätze 1 und 2 
gelten nicht bei Versicherten, die bereits 
ein Knappschaftsruhegeld oder nach Voll- 
endung des 63. Lebensjahres Bergmanns- 
rente, eine Knappschaftsrente oder Knapp- 
schaftsausgleichsleistungen bezogen haben.'" 


64. In Artikel 1 § 3 wird Nummer 9 Buchstabe a 
gestrichen. 


65. In Antikei 1 § 3 erhält Nummer 10 folgende 
Fassung: 

,10. In § 57 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte 
„wenn im Anschluß daran oder nach Be- 
endigung einer an die Schul-, Fachschul- 
oder Hochschulausbildung anschließenden 
Ersatzzeit im Sinne des § 51 innerhalb 
von fünf Jahren eine knappschaftlich ver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung aufge- 
nommen worden ist," gestrichen.' 

66. In Artikel 1 § 3 wird Nummer 11 gestrichen. 


67. In Artikel 1 § 3 wird Nummer 12 gestrichen. 


68. In Artikel 1 § 3 erhält Nummer 13 folgende 
Fassung: 

,13. In § 61 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Werden Zuschläge nach § 53 Abs. 4 a ge- 
währt, so ist der Grenzwert nach Satz 1 um 
den Vomhundertsatz zu erhöhen, der als 
Steigerungssatz nach § 53 Abs. 4 auf die 
nach § 53 Abs. 4 a Satz 2 anzurechnenden 
zusätzlichen Kalendermonate entfällt." ' 


69. In Artikel 1 § 3 wird nach Nummer 14 folgende 
Nummer 14 a eingefügt: 

,14 a. In § 71 Abs. 1 werden nach dem Wort 
„Reichsversicherungsordnung" folgende 
Worte angefügt: 

„mit der Maßgabe, daß in § 1272 Abs. 2 
Satz 2 an die Stelle der Zahl 50 die Zahl 
66,66 und in § 1272 Abs. 2 Satz 3 an die 
Stelle der Zahl 5 die Zahl 6,66 tritt." ' 

70. In Artikel 1 § 3 Nr. 17 erhält Buchstabe a fol- 
gende Fassung; 

,a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Entfällt die Versicherungspflicht in allen 
Zweigen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, ohne daß das Recht zur freiwilligen 
Versicherung besteht oder endet die Berech- 
tigung zur freiwilligen Versicherung aus 
einem anderen Grunde als dem Entstehen 
einer Versicherungspflicht in einem Zweig 
der gesetzlichen Rentenversicherung, so ist 
dem Versicherten auf Antrag die Hälfte der 
für die Zeit nach dem 20. Juni 1948 im Bun- 
desgebiet, für die Zeit nach dem 24. Juni 
1948 im Land Berlin und für die Zeit nach 
dem 19. November 1947 im Saarland entrich- 
teten Beiträge zu erstatten." ' 

71. In Artikel 1 § 3 wird Nummer 20 gestrichen. 

72. In Artikel 1 § 3 wird nach Nummer 22 folgende 
Nummer 22 a eingefügt: 

,22 a. In § 129 Abs. 1 werden nach den Worten 
„die Ausgaben" die Worte „das Renten- 
niveau im Sinne von § 71 Abs. 1" ange- 
fügt.' 


73. In Artikel 1 § 3 wird Nummer 23 Buchstaben a 
und b gestrichen. 


74. In Artikel 1 § 3 wird Nummer 24 gestrichen. 

75. In Artikel 1 § 3 wird Nummer 25 gestrichen. 


76. In Artikel 1 § 3 wird Nummer 26 gestrichen. 


77. In Artikel 1 § 3 wird Nummer 27 gestrichen. 


78. In Artikel 1 § 3 wird Nummer 28 gestrichen. 


79. Artikel 1 § 4 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) Die Änderung des § 615 wird Nummer 1. 
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b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 

,2. § 891 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Für die Gewährung eines Über- 
brückungsgeldes bei einem Ausscheiden 
aus der Seeschiffahrt nach Vollendung 
des 55. Lebensjahres (Seemannsrente) 
sowie eines verkürzten Überbrückungs- 
geldes bei einem früheren Ausscheiden 
aus der Seeschiffahrt (verkürzte See- 
mannsrente) an Seeleute, kann die See- 
Berufsgenossenschaft mit Genehmigung 
des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung eine Sondereinrichtung mit 
eigenem Haushalt (Seemannsrentenkasse) 
schaffen. Die Organe und die Geschäfts- 
führung der See-Berufsgenossenschaft 
verwalten die Seemannsrentenkasse nach 
deren Satzung. Soweit die Seekasse bei 
der Durchführung dieser Aufgabe mit- 
wirkt, hat die Seemannsrentenkasse die 
entstehenden Verwaltungskosten der 
Seekasse in vollem ümfang zu erstatten. 
Die Mittel für die Seemannsrentenkasse 
werden im Wege der ümlage von den 
Reedern aufgebracht. Das Nähere, insbe- 
sondere die Leistungen und die Beiträge, 
bestimmt die Satzung. Die Satzung kann 
auch eine rentenversicherungspflichtige 
Seefahrtzeit von bestimmter Dauer als 
Voraussetzung der Leistungen festle- 
gen." ' 

80. In Artikel 2 § 1 werden vor Nummer 1 folgende 
Nummern 01 und 01 a eingefügt: 


,01. Nach § 1 wird eingefügt: 

„§ 1 a 

Die Frist von zwei Jahren gemäß § 1227 
Abs. 1 Nr. 9 der Reichsversicherungsord- 
nung läuft frühestens am 31. Dezember 
1974 ab." 

01 a. Nach § 9 wird eingefügt: 

„§ 9 a 

(1) Liegen die Voraussetzungen des 
§ 1251 Abs. 2 der Reichsversicherungsord- 
nung nicht vor, so gelten sie bei Personen, 
die bis zum Versicherungsfall oder bis zu 
einer bis zum Versicherungsfall reichen- 
den Ausfallzeit in einem Zweig der ge- 
setzlichen Rentenversicherung versiche- 
rungspflichtig waren, als erfüllt, wenn die 
Zeit vom 1. Januar 1973 bis zum Versiche- 
rungsfall zur Hälfte, jedoch nicht unter 
60 Monaten, mit Pflichtbeiträgen belegt 
ist. § 1251 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe c der 
Reichsversicherungsordnung gilt entspre- 
chend. 


(2) Personen, die von der Nachentrich- 
tungsmöglichkeit nach § 51 a Abs. 1 Buch- 
stabe c nach Vollendung des 60. Lebens- 
jahres Gebrauch machen, werden Ersatz- 
zeiten angerechnet, auch ohne daß die 
Voraussetzungen des § 1251 Abs. 2 der 
Reichsversidierungsordnung vorliegen, je- 
doch keine längere Zeit als Beitragszeiten 
anrechenbar sind." ' 

81. In Artikel 2 § 1 wird Nummer 1 gestrichen. 

82. ln Artikel 2 § 1 wird nach Nummer 1 folgende 
Nummer 1 a eingefügt: 

,1 a. Nach § 13 a wird eingefügt: 

.§ 13 b 

Liegen die Voraussetzungen des § 1259 
Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung 
nicht vor, so gilt § 9 a entsprechend. Im 
Falle des Absatzes 2 werden Ausfallzeiten 
nur insoweit angerechnet, als die Zahl der 
Beitragsmonate nicht bereits durch die An- 
rechnung von Ersatzzeiten erreicht ist." ' 

83. In Artikel 2 § 1 wird Nummer 2 gestrichen. 


84. ln Artikel 2 § 1 wird nach Nummer 2 folgende 
Nummer 2 a eingefügt: 

,2 a. Nach § 14 wird eingefügt: 

„§ 14 a 

Liegen die Voraussetzungen des § 37 
Abs. 1 Satz 2 und 3 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes nicht vor, gilt § 9 a 
Abs. 1 entsprechend." ' 


85. In Artikel 2 § 1 wird Nummer 3 gestrichen. 


86. In Artikel 2 § 1 Nr. 6 erhält § 27 a folgende 
Fassung: 

„§ 27 a 

Personen, deren Recht zur freiwilligen Wei- 
terversicherung am 31. Dezember 1972 endet, 
haben Anspruch auf Beitragserstattung nach 
§ 1303 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Reidisversiche- 
rungsordnung, auch wenn sie ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt vor dem 1. Ja- 
nuar 1973 außerhalb des Geltungsbereiches die- 
ses Gesetzes genommen haben." 

87. In Artikel 2 § 1 wird Nummer 7 gestrichen. 


88. In Artikel 2 § 1 wird Nummer 9 gestrichen. 
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89. In Artikel 2 § 1 wird nach Nummer 1 1 folgende 
Nummer 11 a eingefügt: 

,11a. Nach § 51 wird folgender § 51 a eingefügt: 

„§ 51 a 

(1) Personen, die 

a) in der Rentenversicherung der Arbeiter 
am 1. Januar 1973 versicherungspflidr- 
tig sind oder 

b) bis zum 31. Dezember 1974 nach § 1227 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 der Reichsversiche- 
rungsordnung versicherungspflichtig 
werden oder 

c) vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eine selbständige Erwerbstätigkeit von 
wenigstens fünf Jahren aufgegeben 
haben und deren Witwe udei Witwer, 
soweit sie nicht unter Buchstabe a fal- 
len, 

können auf Antrag abweichend von den 
Regelungen des § 1418 der Reichs versiche- 
rungsordnung freiwillige Beiträge für Zei- 
ten vom 1. Januar 1956 an bis 31. Dezem- 
ber 1973, in denen sie oder ihr Ehegatte 
eine selbständige Erwerbstätigkeit ausge- 
übt haben, nachentrichten. Der Eintritt des 
Versicherungsfalles nach § 1248 der Reichs- 
versicherungsordnung vor dem 1. Januar 
1973 steht der Nachentrichtung von Bei- 
trägen nicht entgegen. 

(1 a) Personen, die nach § 1233 zur frei- 
willigen Versicherung berechtigt sind, 
können auf Antrag abweichend von den 
Regelungen des § 1418 der Reichsversiche- 
rungsordnung freiwillig Beiträge für Zei- 
ten vom 1. Januar 1956 an bis 31. Dezem- 
ber 1973, die noch nicht mit Beiträgen zur 
gesetzlidien Rentenversicherung belegt 
sind, in der Weise nachentrichten, daß ein 
Beitrag für einen Monat erst dann ent- 
richtet werden darf, wenn alle späteren 
Monate bereits mit Beiträgen belegt sind. 
Der Beitrag für einen Monat darf nicht 
höher sein als der geringste für einen 
späteren Monat nachentrichtete Beitrag. 

(2) Der Antrag nach den Absätzen 1 
und 1 a ist bis zum 31. Dezember 1975 bei 
dem Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter zu stellen, bei dem der Ver- 
sicherte zur Zeit der Antragstellung ver- 
sichert ist, oder wenn er zur Zeit der An- 
tragstellung nicht mehr versichert ist, bei 
dem Träger der Arbeiterrentenversiche- 
rung, an den der letzte Beitrag gezahlt 
worden ist. Die Beiträge können nur un- 
mittelbar an den für den Antrag zustän- 
digen Versicherungsträger gezahlt wer- 
den. Der Versicherungsträger kann Teil- 
zahlungen bis zu einem Zeitraum von fünf 
Jahren zulassen. Hat der Versicherte frist- 


gerecht einen Antrag auf Leistungen der 
Stiftung für die Alterssicherung älterer 
Selbständiger gestellt, so sind Zahlungen 
auch noch bis zu einem Jahr nach rechts- 
kräftiger Entscheidung über diesen Antrag 
zulässig. § 52 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 Buch- 
stabe b und Abs. 4 finden entsprechende 
Anwendung. 

(3) Sind weder die Wartezeiten nach 
§ 1246 Abs. 3, § 1247 Abs. 3 und § 1248 
Abs. 7 Satz 2 der Reichsversicherungsord- 
nung ohne Anrechnung von Beiträgen 
nach Absatz 1 a noch die Voraussetzungen 
des § 1259 Abs. 3 der Reichs Versicherungs- 
ordnung erfüllt, so gilt diese Rente nicht 
als Rente im Sinne der 165, 381 Abs. 4 
der Reichsversicherungsordnung." ‘ 

90. ln Artikel 2 § i Nr. 12 wird Budibtabe a ge- 
strichen. 


91. In Artikel 2 § 1 erhält Nummer 13 folgende 
Fassung: 

,13. In § 52 a Abs. 1 werden in Buchstabe a nach 
den Worten „abgegeben haben" die Worte 
„ , wobei in § 2 Abs. 3 des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte die Abgabe 
an die Stelle des 65. Lebensjahres tritt," 
eingefügt.' 

92. In Artikel 2 § 1 erhält Nummer 14 folgende 
Fassung: 

,14. Nach § 55 werden folgende §§ 55 a und 
55 b eingefügt: 

.§55a 

(1) Bei Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1972 ist für Versicherte, die 
mindestens 25 anrechnungsfähige Versi- 
cherungsjahre ohne Zeiten der freiwilli- 
gen Versicherung und Ausfallzeiten zurück- 
gelegt haben, die maßgebende Rentenbe- 
messungsgrundlage in der Weise zu ermit- 
teln, daß für jeden Monat vor dem 1. Ja- 
nuar 1973, der mit einem Pflichtbeitrag be- 
legt ist, der Wert 6,25 zugrunde gelegt 
wird, wenn sich bei Anwendung von § 1255 
Abs. 3 bis 7 und § 1255 a der Reichsversi- 
cherungsordnung aus allen Pflichtbeitrags- 
zeiten vor dem 1. Januar 1973 ein gerin- 
gerer Monatsdurchschnitt ergibt. Auf Er- 
satz- und Ausfallzeiten findet Satz 1 und 2 
keine Anwendung. Ist nach § 1310 der 
Reichsversicherungsordnung eine Gesamt- 
leistung aus den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung fest- 
zustellen, ist Satz 1 auf den Leistungsan- 
teil aus den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten und auf den 
Leistungsanteil aus der knappschaftlichen 
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Rentenversicherung jeweils gesondert an- 
zuwenden. Bei Ermittlung der anrechnungs- 
fähigen Versicherungsjahre werden die in 
allen Zweigen der Rentenversicherung zu- 
rückgelegten anrechnungsfähigen Versiche- 
rungsjahre ohne Zeiten der freiwilligen 
Versicherung und Ausfallzeiten zusammen- 
gerechnet. Bei einer nach § 1268 der 

Reichsversicherungsordnung berechneten 
Rente, die auf einem Versicherungsfall nach 
dem 31. Dezember 1972 beruht, sind die 
Sätze 1 bis 4 auf die der Hinterbliebenen- 
rente zugrunde liegende Versichertenrente 
anzuwenden, wenn der Versicherte minde- 
stens 25 anrechnungsfähige Versicherungs- 
jahre ohne Zeiten der freiwilligen Ver- 
sicherung und Ausfallzeiten zurückgelegt 
hat. 

(2) Bezieht ein Berechtigter eine Rente, 
die auf einem in der Zeit vom 1. Januar 
1957 bis 31. Dezember 1972 eingetretenen 
Versicherungsfall beruht, und sind minde- 
stens 25 anrechnungsfähige Versicherungs- 
jahre ohne Zeiten der freiwilligen Versiche- 
rung und Ausfallzeiten zurückgelegt, so ist 
die Rente mindestens in der Höhe zu ge- 
währen, wie sie sich bei Anwendung des 
Absatzes 1 ergibt. 

(3) Absatz 2 gilt auch für Renten aus 
Versicherungsfällen vor dem 1. Januar 
1957, wenn Leistungsteile aus der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung gewährt 
werden. 

§ 55 b 

(1) Versichertenrenten, die auf einem 
vor dem 1. Januar 1957 eingetretenen Ver- 
sicherungsfall beruhen, sind unbeschadet 
des § 55 a Abs. 3 dieses Artikels nach Maß- 
gabe des Absatzes 2 zu erhöhen, wenn 
vor Anwendung der Kürzungs- und Ru- 
hensvorschriften der Rentenzahlbetrag 
ohne Kinderzuschuß und ohne Steigerungs- 
beträge für Beiträge der Höherversiche- 
rung höher ist als der Betrag, der sich er- 
geben würde, wenn die Rente nach den 
§§ 1253 ff. der Reichsversicherungsordnung 
unter Zugrundelegung einer für den Ver- 
sicherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage von 40 V. H. berechnet würde, 
und niedriger ist als der Betrag, der sich 
ergeben würde, wenn der Berechnung eine 
für den Versicherten maßgebende Renten- 
bemessungsgrundlage von 75 V. H. zugrun- 
de gelegt würde. Bei Anwendung des Sat- 
zes 1 sind 

die allgemeine Bemessungsgrundlage für 
das Jahr 1972, 

als anrechnungsfähige Versicherungs- 
jahre die Kalenderjahre zwischen dem 
Jahr der Vollendung des 15. Lebensjah- 
res durch den Versicherten und dem Jahr 


nach Rentenbeginn; an die Stelle des Ka- 
lenderjahres nach Rentenbeginn tritt das 
Kalenderjahr nach Vollendung des 40. Le- 
bensjahres durch den Versicherten, wenn 
dieses später liegt, und 

für jedes anrechnungsfähige Versiche- 
rungsjahr als Jahresbetrag der Rente bei 
Versichertenrenten, die als Altersruhe- 
gelder gelten, 1,5 v. H. und bei Versi- 
chertenrenten, die als Renten wegen Er- 
werbsunfähigkeit gelten, 1,3 v. H. der 
für den Versicherten maßgebenden Ren- 
tenbemessungsgrundlage 

zugrunde zu legen. 

(2) Der Rentenzahlbetrag nach Absatz 1 
ist auf den Betrag zu erhöhen, der sich un- 
ter Anwendung des Absatzes 1 Satz 2 und 
unter Zugrundelegung einer für den Ver- 
sicherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage von 75 V. H. ergibt. 

(3) Für Witwenrenten aus Versiche- 
rungsfällen vor dem 1. Januar 1957 gelten 
unbeschadet des § 55 a Abs. 3 dieses Arti- 
kels die Absätze 1 und 2 mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der nach Absatz 1 Satz 1 
und Abs. 2 zu berechnenden Beträge je- 
weils sechs Zehntel dieser Beträge treten; 
dabei ist für jedes anrechnungsfähige Ver- 
sicherungsjahr als Jahresbetrag der Versi- 
chertenrente 1,5 V. H. der für den Versi- 
cherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage zugrunde zu legen. In den Fäl- 
len, in denen der Versicherte keine Rente 
bezogen hat, tritt an die Stelle des Renten- 
beginns der Zeitpunkt des Todes des Ver- 
sicherten. An die Stelle des Zeitpunktes des 
Todes des Versicherten tritt die Vollendung 
des 40. Lebensjahres, wenn dieser Zeit- 
punkt später liegt. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten auch für Ver- 
sicherten- und Witwenrenten, die auf Ver- 
sicherungsfällen nach dem 31. Dezember 
1956 beruhen, und deren Zahlbetrag eine 
nach den Vorschriften der §§31 ff. dieses 
Artikels umgestellte Rente zugrunde liegt; 
§ 55 a dieses Artikels findet insoweit keine 
Anwendung."' 

In Artikel 2 § 2 wird nach Nummer 1 folgende 

Nummer 1 a eingefügt: 

,1 a. Nach § 1 wird eingefügt: 

r,§ 1 a 

Die Frist von zwei Jahren gemäß § 2 
Abs. 1 Nr. 11 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes läuft frühestens am 31. De- 
zember 1974 ab.'" 
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94. In Artikel 2 § 2 wird nach Nummer 2 folgende 
Nummer 2 a eingefügt: 

,2 a. Nach Nummer 9 wird eingefügt: 

„§9a 

(1) Liegen die Voraussetzungen des § 28 
Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes nicht vor, so gelten sie bei Personen, 
die bis zum Versicherungsfall oder bis zu 
einer bis zum Versicherungsfall reichenden 
Ausfallzeit in einem Zweig der gesetzli- 
chen Rentenversicherung versicherungs- 
pflichtig waren, als erfüllt, wenn die Zeit 
vom 1. Januar 1973 bis zum Versichenings- 
fall zur Hälfte, jedoch nicht unter 60 Mona- 
ten, mit Pflichtbeiträgen belegt ist. § 28 
Abs. 2 Satz 2 Buchstabe c des Angestellten- 
versicherungsgesetzes gilt entsprechend. 

(2) Personen, die von der Nachentrich- 
tungsmöglichkeit nach § 49 a Abs. 1 Buch- 
stabe c nach Vollendung des 60. Lebens- 
jahres Gebrauch machen, werden Ersatz- 
zeiten angerechnet, auch ohne daß die Vor- 
aussetzungen des § 28 Abs. 2 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes vorliegen, je- 
doch keine längere Zeit als Beitragszeiten 
anrechenbar sind.'" 

95. In Artikel 2 § 2 wird Nummer 3 gestrichen. 

96. In Artikel 2 § 2 wird nach Nummer 3 folgende 
Nummer 3 a eingefügt: 

,3 a. Nach § 13 a wird eingefügt: 

„§ 13 b 

Liegen die Voraussetzungen des § 36 
Abs. 3 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes nicht vor, so gilt § 9 a entsprechend. 
Im Falle des Absatzes 2 werden Ausfall- 
zeiten nur insoweit angerechnet, als die 
Zahl der Beitragsmonate nicht bereits durch 
die Anrechnung von Ersatzzeiten erreicht 
ist.'" 

97. In Artikel 2 § 2 erhält Nummer 4 folgende 
Fassung: 


,4. Nach § 14 wird eingefügt: 

.§ 14 a 

Liegen die Voraussetzungen des § 37 
Abs. 1 Satz 2 und 3 des Angestelltenversi- 
cherungsgesetzes nicht vor, gilt § 9 a Abs. 1 
entsprechend.'" 

98. In Artikel 2 § 2 wird Nummer 5 gestrichen. 


99. In Artikel 2 § 2 erhält Nummer 8 folgende 
Fassung: 

,8. Nach § 26 wird folgender § 26 a eingefügt: 

„§ 26 a 

Personen, deren Recht zur freiwilligen 
Weiterversicherung am 31. Dezember 1972 
endet, haben Anspruch auf Beitragserstat- 
tung nach § 82 Abs. 1 Satz 1 und 2 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes, auch wenn 
sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt vor dem 1. Januar 1973 außerhalb 
des Geltungsbereiches dieses Gesetzes ge- 
nommen haben.'" 

100. In Artikel 2 § 2 wird Nummer 9 gestrichen. 

101. In Artikel 2 § 2 wird Nummer 1 1 gestrichen. 


102. In Artikel 2 § 2 wird nach Nummer 13 fol- 
gende Nummer 13 a eingefügt: 

,13 a. Nach § 49 wird eingefügt: 

.§ 49 a 

(1) Personen, die 

a) in der Angestelltenversicherung oder 
in der Knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung am 1. Januar 1973 versiche- 
rungspflichtig sind oder 

b) bis zum 31. Dezember 1974 nach § 2 
Abs. 1 Nr. 11 des Angestelltenversi- 
cherungsgesetzes versicherungspflich- 
tig werden oder 

c) vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eine selbständige Erwerbstätigkeit 
von wenigstens fünf Jahren aufgege- 
ben haben und deren Witwe oder 
Witwer, soweit sie nicht unter Buch- 
stabe a fallen, 

können auf Antrag abweichend von den 
Regelungen des § 140 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes freiwillig Beiträge 
für Zeiten vom 1. Januar 1956 an bis 
31. Dezember 1973, in denen sie oder ihr 
Ehegatte eine selbständige Erwerbstätig- 
keit ausgeübt haben, nachentrichten. Der 
Eintritt des Versicherungsfalles nach § 25 
des Angestelltenversicherungsgesetzes 
vor dem 1. Januar 1973 steht der Nach- 
entrichtung von Beiträgen nicht entgegen. 

(1 a) Personen, die nach § 10 zur frei- 
willigen Versicherung berechtigt sind, 
können auf Antrag abweichend von den 
Regelungen des § 140 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes freiwillig Beiträge 
für Zeiten vom 1. Januar 1956 an bis 
31. Dezember 1973, die noch nicht mit 


13 



Drudcs adie VI/3806 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Beiträgen zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung belegt sind, in der Weise nach- 
entrichten, daß ein Beitrag für einen 
Monat erst dann entrichtet werden darf, 
wenn alle späteren Monate bereits mit 
Beiträgen belegt sind. Der Beitrag für 
einen Monat darf nicht höher sein als 
der geringste für einen späteren Monat 
nachentrichtete Beitrag. 

(2) Der Antrag nach den Absätzen 1 
und 1 a ist bis zum 31. Dezember 1975 
bei der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte zu stellen, die Beiträge kön- 
nen nur unmittelbar an die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte gezahlt 
werden. 

Die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte kann Teilzahlungen bis zu einem 
Zeitraum von fünf Jahren zulassen. Hat 
der Versicherte fristgerecht einen Antrag 
auf Leistungen der Stiftung für die Alters- 
sicherung älterer Selbständiger gestellt, 
so sind Zahlungen auch noch bis zu einem 
Jahr nach rechtskräftiger Entscheidung 
über diesen Antrag zulässig. 

§ 50 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 Buchstabe b 
und Abs. 4 finden entsprechende Anwen- 
dung. 

(3) Sind weder die Wartezeiten nach 
§ 23 Abs. 3, § 24 Abs. 3 und § 25 Abs. 7 
Satz 2 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes ohne Anrechnung von Beiträgen 
nach Absatz 1 a noch die Voraussetzun- 
gen des § 36 Abs. 3 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes erfüllt, so gilt diese 
Rente nicht als Rente im Sinne der §§ 165, 
381 Abs. 4 der Reichsversicherungsord- 
nung." ' 

103. In Artikel 2 § 2 Nr. 14 wird Buchstabe a ge- 
strichen. 

104. In Artikel 2 § 2 erhält Nummer 15 folgende 
Fassung: 

,15. In § 50 b Abs. 1 werden in Buchstabe a 
nach den Worten „abgegeben haben" die 
Worte „ , wobei in § 2 Abs. 3 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte die 
Abgabe an die Stelle des 65. Lebensjahres 
tritt," eingefügt.' 

105. In Artikel 2 § 2 erhält Nummer 16 folgende 
Fassung: 

,16. § 54 a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei Versicherten, die auf Grund 
des § 18 Abs. 3 des Gesetzes über die Er- 
höhung der Einkommensgrenzen in der 
Sozialversicherung und der Arbeitslosen- 
versicherung und zur Änderung der Zwölf- 


ten Verordnung zum Aufbau der Sozial- 
versicherung vom 13. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 437) oder des § 1 dieses 
Artikels in der Fassung des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 
23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 88) 
oder des Rentenversicherungs-Anderungs- 
gesetzes vom 9. Juni 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 476) oder des Finanzänderungs- 
gesetzes 1967 vom 21, Dezember 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 1259) oder auf 
Grund der entsprechenden Vorschriften 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes von der Versicherungs- 
pflicht befreit worden sind, stehen bei An- 
wendung des § 36 Abs. 3 und des § 37 
Abs. 1 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes die für Zeiten vom 1. Januar 1968 
an entrichteten freiwilligen Beiträge den 
Pflichtbeiträgen gleich, wenn sie minde- 
stens in der Beitragsklasse entrichtet sind, 
die für ein Zwölftel des nach § 33 Abs. 1 
Buchstabe c des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes bestimmten durchschnitt- 
lichen Bruttoarbeitsentgeltes anzuwenden 
ist. Die Beitragsklasse wird in der in § 33 
Abs. 1 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes vorgesehenen Rechtsverordnung 
bekanntgegeben. Ist die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1968 bis zu dem Beginn des Kalen- 
dermonats, in dem der Versicherungsfall 
eingetreten ist, mindestens zu drei Vier- 
teln mit Beiträgen nach Satz 2 belegt, ste- 
hen alle vom 1. Januar 1968 an entrichte- 
ten freiwilligen Beiträge den Pflichtbei- 
trägen gleich." ' 

106. In Artikel 2 § 2 erhält Nummer 17 folgende 

Fassung: 

,17. Nach § 54 a werden folgende §§ 54 b und 
54 c eingefügt: 

.§ 54 b 

(1) Bei Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1972 ist für Versicherte, die 
mindestens 25 anrechnungsfähige Ver- 
sicherungsjahre ohne Zeiten der freiwilli- 
gen Versicherung und Ausfallzeiten zu- 
rückgelegt haben, die maßgebende Ren- 
tenbemessungsgrundlage in der Weise zu 
ermitteln, daß für jeden Monat vor dem 
1. Januar 1973, der mit einem Pflichtbei- 
trag belegt ist, der Wert 6,25 zugrunde ge- 
legt wird, wenn sich bei Anwendung von 
§ 32 Abs. 3 bis 7 und § 32 a des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes aus allen Pflicht- 
beitragszeiten vor dem 1. Januar 1973 ein 
geringerer Monatsdurchschnitt ergibt. Auf 
Ersatz- und Ausfallzeiten findet Satz 1 
keine Anwendung. Ist nach § 89 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes eine Ge- 
samtleistung aus den Rentenversicherun- 
gen der Angestellten und der Arbeiter und 
der knappschaftlichen Rentenversicherung 


14 



Deutscher Bundestag — 6. 

festzustellen, ist Satz 1 und 2 auf den 
Leistungsanteil aus den Rentenversiche- 
rungen der Angestellten und der Arbeiter 
und auf den Leistungsanteil aus derknapp- 
schaftlichen Rentenversicherung jeweils 
gesondert anzuwenden. Bei Ermittlung der 
anrechnungsfähigen Versicherungsjahre 
werden die in allen Zweigen der Renten- 
versicherung zurückgelegten anrechnungs- 
fähigen Versicherungsjahre ohne Zeiten 
der freiwilligen Versicherung und Ausfall- 
zeiten zusammengerechnet. Bei einer nach 
§ 45 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes berechneten Rente, die auf einem Ver- 
sicherungsfall nach dem 31. Dezember 1972 
beruht, sind die Sätze 1 bis 4 auf die der 
Hinterbliebenenrente zugrunde liegende 
Versichertenrente anzuwenden, wenn der 
Versicherte mindestens 25 anrechnungs- 
fähige Versicherungsjahre ohne Zeiten der 
freiwilligen Versicherung und Ausfallzei- 
ten zurückgelegt hat. 

(2) Bezieht ein Berechtigter eine Rente, 
die auf einem in der Zeit vom 1. Januar 
1957 bis 31. Dezember 1972 eingetretenen 
Versicherungsfall beruht, und sind minde- 
stens 25 anrechnungsfähige Versicherungs- 
jahre ohne Zeiten der freiwilligen Ver- 
sicherung und Ausfallzeiten zurückgelegt, 
so ist die Rente mindestens in der Höhe 
zu gewähren, wie sie sich bei Anwendung 
des Absatzes 1 ergibt. 

(3) Absatz 2 gilt auch für Renten aus 
Versicherungsfällen vor dem 1. Januar 
1957, wenn Leistungsteile aus der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung gewährt 
werden. 

§ 54 c 

(1) Versichertenrenten, die auf einem 
vor dem 1. Januar 1957 eingetretenen 
Versicherungsfall beruhen, sind unbescha- 
det des § 54 b Abs. 3 dieses Artikels nach 
Maßgabe des Absatzes 2 zu erhöhen, wenn 
vor Anwendung der Kürzungs- und 
Ruhensvorschriften der Rentenzahlbetrag 
ohne Kinderzuschuß und ohne Steigerungs- 
beträge für Beiträge der Höherversiche- 
rung höher ist als der Betrag, der sich 
ergeben würde, wenn die Rente nach den 
§§ 30 ff. des Angestelltenversicherungsge- 
setzes unter Zugrundelegung einer für den 
Versicherten maßgebenden Rentenbemes- 
sungsgrundlage von 40 V. H. berechnet 
würde, und niedriger ist als der Betrag, io7. 

der sich ergeben würde, wenn der Berech- 
nung eine für den Versicherten maßge- 
bende Rentenbemessungsgrundlage von 
75 V. H. zugrunde gelegt würde. Bei An- 
wendung des Satzes 1 sind 

die allgemeine Bemessungsgrundlage 108. 

für das Jahr 1972 
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als anrechnungsfähige Versicherungs- 
jahre die Kalenderjahre zwischen dem 
Jahr der Vollendung des 15. Lebens- 
jahres durch den Versicherten und dem 
Jahr nach Rentenbeginn; an die Stelle 
des Kalenderjahres nach Rentenbeginn 
tritt das Kalenderjahr nach Vollendung 
des 40. Lebensjahres durch den Ver- 
sicherten, wenn dieses später liegt, und 

für jedes anrechnungsfähige Versiche- 
rungsjahr als Jahresbetrag der Rente 
bei Versichertenrenten, die als Alters- 
ruhegelder gelten, 1,5 v. H. und bei 
Versichertenrenten, die als Renten we- 
gen Erwerbsunfähigkeit gelten, 1,3 v.H. 
der für den Versicherten maßgebenden 
Rentenbemessungsgrundlage 

zugrunde zu legen. 

(2) Der Rentenzahlbetrag nach Absatz 1 
ist auf den Betrag zu erhöhen, der sich 
unter Anwendung des Absatzes 1 Satz 2 
und unter Zugrundelegung einer für den 
Versicherten maßgebenden Rentenbemes- 
sungsgrundlage von 75 V. H. ergibt. 

(3) Für Witwenrenten aus Versiche- 
rungsfällen vor dem 1. Januar 1957 gelten 
unbeschadet des § 54 b Abs. 3 dieses 
Artikels die Absätze 1 und 2 mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle der nach Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 zu berechnenden Be- 
träge jeweils sechs Zehntel dieser Beträge 
treten; dabei ist für jedes anrechnungs- 
fähige Versicherungsjahr als Jahresbetrag 
der Versichertenrente 1,5 v, H. der für den 
Versicherten maßgebenden Rentenbemes- 
sungsgrundlage zugrunde zu legen. In den 
Fällen, in denen der Versicherte keine 
Rente bezogen hat, tritt an die Steile des 
Rentenbeginns der Zeitpunkt des Todes 
des Versicherten. An die Stelle des Zeit- 
punktes des Todes des Versicherten tritt 
die Vollendung des 40. Lebensjahres, wenn 
dieser Zeitpunkt später liegt. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten auch für 
Versicherten- und Witwenrenten, die auf 
Versicherungsfäilen nach dem 31. Dezem- 
ber 1956 beruhen und deren Zahibetrag 
eine nach den Vorschriften der §§ 30 ff. 
dieses Artikels umgesteilte Rente zu- 
grunde liegt; § 54 b dieses Artikels findet 
insoweit keine Anwendung." ' 

Artikel 2 § 3 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

,In § 3 a Abs. 2 Satz 1 wird „des § 57 Abs. 4" 
ersetzt durch „der § 50 Abs. 3, § 56 Abs. 2 und 
§ 58 Abs. 1" und Satz 2 gestrichen.' 

In Artikel 2 § 3 wird Nummer 3 Buchstabe a 
gestrichen. 
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109, In Artikel 2 § 3 Nr. 3 werden in § 9 die Buch- 
staben b und c gestrichen. 


112. In Artikel 2 § 3 erhält Nummer 8 folgende 
Fassung: 


110. ln Artikel 2 § 3 erhält Nummer 4 folgende 
Fassung: 


,8. Nach § 19 a wird folgender § 19 b einge- 
fügt: 


»§ 19 b 


,4. Nach § 10 wird folgender § 10 a eingefügt: 

„§ 10 a 

(1) Bei Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1972 ist für Versicherte, die 
mindestens 25 anrechnungsfähige Versiche- 
rungsjahre ohne Zeiten der freiwilligen Ver- 
sicherung und Ausfallzeiten zurückgelegt 
haben, die maßgebende Rentenbemessungs- 
grundlage in der Weise zu ermitteln, daß 
für jeden Monat vor dem 1. Januar 1973, 
der mit einem Pflichtbeitrag belegt ist, der 
Wert 6,25 zugrunde gelegt wird, wenn sich 
bei Anwendung des § 54 Abs. 3 bis 9 und 
§ 54 a des Reichsknappschaftsgesetzes aus 
allen Pflichtbeitragszeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1973 ein geringerer Monatsdurch- 
schnitt ergibt. Auf Ersatz- und Ausfallzei- 
ten findet Satz 1 keine Anwendung. Ist 
nach § 101 des Reichsknappschaftsgesetzes 
eine Gesamtleistung aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung und den Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten festzustellen, ist Satz 1 und 2 auf 
den Leistungsanteil aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung und auf den Lei- 
stungsanteil aus den Rentenversicherun- 
gen der Arbeiter und der Angestellten je- 
weils gesondert anzuwenden. Bei Ermitt- 
lung der anrechnungsfähigen Versiche- 
rungsjahre werden die in allen Zweigen 
der Rentenversicherung zurückgelegten an- 
rechnungsfähigen Versicherungsjahre ohne 
Zeiten der freiwilligen Versicherung und 
Ausfallzeiten zusammengerechnet. Bei 
einer nach § 69 Abs. 1 bis 5 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes berechneten Rente, 
die auf einem Versicherungsfall nach dem 
31. Dezember 1972 beruht, sind die Sätze 1 
bis 4 auf die der Hinterbliebenenrente zu- 
grunde liegende Versicheningsrente anzu- 
wenden, wenn der Versicherte mindestens 
25 anrechnungsfähige Versicherungsjahre 
ohne Zeiten der freiwilligen Versicherung 
und Ausfallzeiten zurückgelegt hat. 

(2) Bezieht ein Berechtigter eine Rente, 
die auf einem vor dem 1. Januar 1973 ein- 
getretenen Versicherungsfall beruht, und 
sind mindestens 25 anrechnungsfähige Ver- 
sicherungsjahre ohne Zeiten der freiwilli- 
gen Versicherung und Ausfallzeiten zurück- 
gelegt, so ist die Rente mindestens in der 
Höhe zu gewähren, wie sie sich bei An- 
wendung des Absatzes 1 ergibt."' 

111. ln Artikel 2 § 3 wird Nummer 6 gestrichen. 


Personen, deren Recht zur freiwilligen 
Weiterversicherung am 31. Dezember 1972 
endet, haben Anspruch auf Beitragserstat- 
tung nach § 1303 Abs. 1 Satz 1 und 2 
der Reichsversicherungsordnung, auch 
wenn sie ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt vor dem 1. Januar 1973 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes genommen haben." ‘ 

113. In Artikel 2 § 3 wird Nummer 9 gestrichen. 

114. ln Artikel 2 § 3 wird Nummer 10 gestrichen. 

115. In Artikel 2 § 3 Nr. 12 wird Buchstabe a ge- 
strichen. 

116. Nach Artikel 2 wird folgender Artikel 2 a 
eingefügt: 

, Artikel 2 a 

§ 1 

(1) Um die Nachentrichtung von Beiträgen 
zur gesetzlichen Rentenversicherung nach die- 
sem Gesetz zu erleichtern, wird eine rechts- 
fähige Stiftung des öffentlichen Rechts unter 
dem Namen „Stiftung für die Alterssicherung 
älterer Selbständiger" errichtet. 

(2) Der Sitz der Stiftung wird durch die Sat- 
zung bestimmt. 

(3) Die Stiftung verfolgt unmittelbar und 
ausschließlich gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des § 17 des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Finanzverwaltung, der 
Reichsabgabenordnung und andere Steuerge- 
setze vom 23. April 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 197) und der Gemeinnützigkeitsverordnung 
vom 24. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1592). 

§2 

Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen 
von dritter Seite anzunehmen. 

§3 

(1) Von der Stiftung werden Personen ge- 
fördert, die Beiträge zur gesetzlichen Renten- 
versicherung nach diesem Gesetz nachentrich- 
ten können. 
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(2) Voraussetzung für die Förderung ist, 
daß die Nachentriditung der Beiträge die wirt- 
schaftliche Existenz des Betroffenen erheblich 
beeinträchtigen würde. 

(3) Die Förderung erfolgt dadurch, daß die 
Stiftung die nachzuentrichtenden Beiträge teil- 
weise oder in vollem Umfang für den Be- 
troffenen an den Rentenversicherungsträger 
leistet. 

§4 

(1) Organe der Stiftung sind 

1. der Stiftungsrat, 

2. der Stiftungsvorstand. 

(2) Die Mitglieder der Organe werden 
ehrenamtlich tätig, sie haben Anspruch auf 
Ersatz ihrer notwendigen Auslagen. 

§5 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus neun Mit- 
gliedern. Drei Mitglieder werden von der Bun- 
desregierung benannt. Die übrigen Mitglieder 
werden von der Bundesregierung auf Vor- 
schlag der auf Bundesebene tätigen Verbände 
der selbständig Erwerbstätigen berufen. Für 
jedes Mitglied wird ein Stellvertreter benannt 
oder berufen. 

(2) Den Vorsitzenden und seinen Stellver- 
treter wählt der Stiftungsrat. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Stif- 
tungsrates und ihrer Stellvertreter endet mit 
der Aufhebung der Stiftung. Scheidet ein Mit- 
glied oder ein Stellvertreter vorzeitig aus, 
wird für den Rest seiner Amtszeit ein Nach- 
folger benannt oder berufen. 

(4) Der Stiftungsrat ist beschlußfähig, wenn 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Er be- 
schließt mit einfacher Mehrheit. 

§6 

Leistungen der Stiftung werden nur auf An- 
trag gewährt. Der Antrag muß innerhalb von 
achtzehn Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gestellt werden. Das Antragsverfah- 
ren wird durch den Stiftungsvorstand festge- 
legt. 

§7 

Der Stiftungsrat erläßt nach Ablauf der An- 
tragsfrist eine Satzung. In dieser Satzung sind 
die Voraussetzungen der Förderung und die 
Höhe der Förderungsbeträge näher zu bestim- 
men. 

In der Satzung ist zu berücksichtigen, daß 
vorrangig Personen zu fördern sind, die über 
50 Jahre alt sind und aus eigener Kraft infolge 


wirtschaftlicher Strukturänderungen oder be- 
sonderer Kriegs- oder Nachkriegsfolgen keine 
Alterssicherung mehr erwerben können. Nach 
Maßgabe der Satzung besteht ein Rechtsan- 
spruch auf die Leistungen der Stiftung. 

§8 

Stiftungsvorstand ist der Vorstand der La- 
stenausgleichsbank. Er führt die Geschäfte und 
vertritt die Stiftung gerichtlich und außerge- 
richtlich. 

§9 

(1) Zur Entstehung über Anträge nach § 3 
wird bei dem Vorstand ein Ausschuß gebildet. 

(2) Der Ausschuß besteht aus einem Vor- 
sitzenden und zwei Beisitzern. Vorsitzender 
und Beisitzer werden vom Stiftungsrat auf 
die Dauer von zwei Jahren gewählt und von 
dem Vorsitzenden des Stiftungsrates auf die 
gewissenhafte und unparteiische Wahrneh- 
mung ihrer Amtsobliegenheiten verpflichtet. 

(3) über den Antrag entscheidet der Aus- 
schuß durch Bescheid. 

§ 10 

(1) Zur Entscheidung über den Widerspruch 
gegen einen Bescheid des Ausschusses nach 
§ 9 wird ein Widerspruchsausschuß gebildet. 

(2) Der Widerspruchsausschuß besteht aus 
einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. Vor- 
sitzender und Beisitzer werden vom Stiftungs- 
rat auf die Dauer von zwei Jahren gewählt 
und von dem Vorsitzenden des Stiftungsrates 
auf die gewissenhafte und unparteiische 
Wahrnehmung ihrer Amtsobliegenheiten ver- 
pflichtet. 

(3) Der Vorsitzende des Widerspruchsaus- 
schusses muß die Befähigung für den höheren 
Verwaltungsdienst besitzen. Vorsitzender und 
Beisitzer dürfen nicht dem Ausschuß nach § 9 
angehören. 

§ 11 

Die Stiftung untersteht der Aufsicht des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung. 

§ 12 

Die Stiftung ist nach der Erreichung ihres 
Zweckes, spätestens zehn Jahre nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes aufzuheben. Bei der 
Aufhebung der Stiftung vorhandenes Vermö- 
gen fließt dem Bund zu; er hat es dem Stif- 
tungszweck entsprechend zu verwenden.' 


117. In Artikel 3 wird § 4 gestrichen. 
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1 18. In Artikel 3 wird § 5 gestrichen. 

119. In Artikel 3 § 6 Nr. 2 werden nach den Wor- 
ten „§ 1254 Abs. 1 a" die Worte „und 1 b" 
gestrichen. 

120. In Artikel 3 § 6 wird Nummer 4 gestrichen. 

121. In Artikel 3 § 6 wird in Nummer 5 Buch- 
stabe b „Buchstabe e" ersetzt durch „Buch- 
stabe f". 

122. In Artikel 5 § 2 werden jeweils die Worte 
„und 1 b" sowie die Worte „und 4 b" gestri- 
chen. 

123. In Artikel 5 wird § 3 gestrichen. 

124. Artikel 5 § 6 wird gestrichen. 

125. In Artikel 5 erhält § 10 folgende Fassung: 

.§ 10 

1. Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab- 
satzes 2 am 1. Januar 1973 in Kraft. 

2. Es treten in Kraft mit Wirkung vom 
1. Januar 1971 Artikel 2 § 1 Nr. 13 und Arti- 
kel 2 § 2 Nr. 15 


mit Wirkung vom 1. März 1972 

Artikel 1 § 1 Nr. 16, Artikel 1 § 2 Nr. 16 und 
Artikel 1 § 3 Nr. 14 

am Tage nach der Verkündung 

Artikel 1 § 1 Nr. 2 Buchstabe c bis f, Nr. 5, 6, 
6 a, 8, 11, 13, 17, 17 a, 18, 23, 27 a, 28 Buch- 
stabe a, 28 Buchstabe c, soweit er den § 1385 
Abs. 4 Buchstabe b ändert, Nr. 29, 30, 39, 39 a, 
40, 45, 47 

Artikel 1 § 2 Nr. 2 Buchstabe c und d, Nr. 5, 6, 
6 a, 8, 11, 13, 17, 17 a, 18, 23, 27 a, 28 Buch- 
stabe a und Buchstabe c, soweit er den § 112 
Abs. 4 Buchstabe b ändert, Nr. 29, 30, 39, 39 a, 
40, 45, 47 

Artikel 1 § 3 Nr. 6, 10, 14 a, 17, 22 a 

Artikel 2 § 1 Nr. 01, 01 a, 1 a, 2 a, 6, 10, 11 a, 
Artikel 2 § 2 Nr. 1, 1 a, 2 a, 3 a, 4, 8, 12, 13 a, 16, 
Artikel 2 § 3 Nr. 1, 3, 5, 8, 11, Artikel 2 a und 
Artikel 3 § 6 Nr. 6, 7 Buchstabe a 

Artikel 4 §-§ 1 bis 14, § 16, Artikel 5 § 5, § 8 

am 1. Juli 1973 Artikel 1 § 1 Nr. 12, Artikel 1 
§ 2 Nr. 12, Artikel 1 § 3 Nr. 9 Buchstabe c, 
Artikel 3 § 6 Nr. 3 

am 1. Januar 1974 Artikel 1 § 1 Nr. 1, 26, 27, 
Artikel 1 § 2 Nr. 1, 26, 27, Artikel 1 § 3 Nr. 1, 
21, Artikel 2 § 1 Nr. 8 Buchstabe a, Artikel 2 
§ 2 Nr. 10 Buchtsabe a, Artikel 5 § 4.“ 


Bonn, den 20. September 1972 



